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69.  Kundmachung des Landeshauptmannes von Burgenland vom 3. Dezember 2010 betreffend die 
Vereinbarung zwischen den Ländern gemäß Art. 15a B-VG über die Marktüberwachung von 
Bauprodukten 

70.  Gesetz vom 30. September 2010, mit dem das Burgenländische Krankenanstaltengesetz 2000 - Bgld. 
KAG 2000 geändert wird (Burgenländische Krankenanstaltengesetz-Novelle 2010)  

 (XX. Gp. RV 8 AB 28) 
71.  Gesetz vom 30. September 2010, mit dem das Burgenländische Leichen- und Bestattungswesen-

gesetz geändert wird (XX. Gp. RV 7 AB 35) [CELEX Nr. 32006L0123] 
72.  Verordnung der Burgenländischen Landesregierung vom 9. November 2010, mit der Teile der KG 

Großhöflein zum „Geschützten Lebensraum Weißes Kreuz“ erklärt werden 
 [CELEX Nr. 31992L0043, 31997L0062, 32006L0105] 
 

 

69. Kundmachung des Landeshauptmannes von Burgenland vom 3. Dezember 2010 
betreffend die Vereinbarung zwischen den Ländern gemäß Art. 15a B-VG über die Markt-
überwachung von Bauprodukten 

Gemäß Art. 34, 35 und 81 L-VG wird nachstehende Vereinbarung kundgemacht: 

Vereinbarung  
gemäß Art. 15a B-VG über die Marktüberwachung von Bauprodukten 

Die Länder Burgenland, Kärnten, Niederösterreich, Oberösterreich, Salzburg, Steiermark, Tirol, 
Vorarlberg und Wien, jeweils vertreten durch den Landeshauptmann bzw. die Landeshauptfrau, im Fol-
genden Vertragsparteien genannt, sind übereingekommen, gemäß Art. 15a B-VG die nachstehende Ver-
einbarung zu schließen: 

Artikel 1 

Gegenstand 

Die Vertragsparteien kommen vor dem Hintergrund der Verordnung (EG) Nr. 765/2008 des Euro-
päischen Parlamentes und des Rates vom 9. Juli 2008 über die Vorschriften für die Akkreditierung und 
Marktüberwachung im Zusammenhang mit der Vermarktung von Produkten und zur Aufhebung der Ver-
ordnung (EWG) Nr. 339/93 des Rates überein, nachstehende Regelungen über die Marktüberwachung 
von Bauprodukten im Rahmen ihrer Zuständigkeit zu treffen. 

Artikel 2 

Geltungsbereich 

(1) Die Bestimmungen dieser Vereinbarung gelten für Bauprodukte, die den Harmonisierungsrechts-
vorschriften der Gemeinschaft unterliegen. 

(2) Für Bauprodukte, die nicht den Harmonisierungsrechtsvorschriften der Gemeinschaft unterlie-
gen, gelten die Bestimmungen der Art. 19 bis 21 der Verordnung (EG) Nr. 765/2008 sowie die Bestim-
mungen dieser Vereinbarung, ausgenommen Art. 4 Abs. 1 Z 1 und 9, sinngemäß. 

(3) Für Bauprodukte, die nicht den Harmonisierungsrechtsvorschriften der Gemeinschaft unterlie-
gen, muss der Wirtschaftsakteur gewährleisten, dass sich alle Maßnahmen, die er zu erfüllen hat, auf 
sämtliche betroffene Bauprodukte erstrecken, die er in Österreich auf dem Markt bereitgestellt hat. 
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Artikel 3 

Marktüberwachungsbehörde 

(1) Mit der Durchführung der Marktüberwachung für den Bereich der Bauprodukte wird das Öster-
reichische Institut für Bautechnik betraut. Das Österreichische Institut für Bautechnik ist Marktüberwa-
chungsbehörde. 

(2) Die Stellung der jeweiligen Landesregierung als Aufsichtsbehörde sowie als sachlich in Betracht 
kommende Oberbehörde in Vollziehung der jeweiligen landesgesetzlichen Regelungen wird durch diese 
Betrauung nicht berührt. Bei der Besorgung der ihm nach dieser Vereinbarung zukommenden Aufgaben 
unterliegt das Österreichische Institut für Bautechnik in Vollziehung der bauproduktrechtlichen Regelun-
gen des Landes der Aufsicht der jeweiligen Landesregierung und ist dabei an die Weisungen der Landes-
regierung gebunden. Der Landesregierung sind auf Verlangen unverzüglich, längstens aber binnen zwei 
Wochen, alle zur Erfüllung ihrer Aufgaben erforderlichen Auskünfte zu erteilen und die entsprechenden 
Unterlagen zu übermitteln. 

Artikel 4 

Aufgaben der Marktüberwachungsbehörde 

(1) Die Marktüberwachungsbehörde nimmt alle Aufgaben der Marktüberwachung für Bauprodukte 
gemäß dieser Vereinbarung wahr, dies sind insbesondere: 
 1. Erstellung, Durchführung und Aktualisierung von Programmen zur aktiven Marktüberwachung; 
 2. Behandlung von Beschwerden oder von Berichten über Gefahren, die mit Bauprodukten verbun-

den sind; 
 3. Kontrolle der Merkmale und der Kennzeichnung von Bauprodukten und Prüfung ihrer Gefahren-

geneigtheit; 
 4. Information und Warnung der Öffentlichkeit vor gefährlichen Bauprodukten; 
 5. Marktüberwachungsmaßnahmen; 
 6. Aufforderung an betroffene Wirtschaftsakteure, geeignete Korrekturmaßnahmen zu treffen; 
 7. Überprüfung der Durchführung der Korrekturmaßnahmen; 
 8. Setzung von beschränkenden Maßnahmen, insbesondere bei mit einer ernsten Gefahr verbunde-

nen Bauprodukten; 
 9. Setzung von Maßnahmen im Zusammenhang mit der Kontrolle von in den Gemeinschaftsmarkt 

eingeführten Bauprodukten; 
 10. Kooperation und Informationsaustausch mit den innerstaatlichen Marktüberwachungsbehörden 

anderer Sektoren, den Baubehörden und den Zollbehörden, mit den Behörden anderer Mitglied-
staaten sowie mit der Europäischen Kommission. 

(2) Die Marktüberwachungsbehörde hat die Öffentlichkeit in geeigneter Weise, zB im Internet, über 
ihre Existenz, ihre Zuständigkeiten und die Möglichkeit zur Kontaktaufnahme zu informieren. 

Artikel 5 

Verfahren 

(1) Für das behördliche Verfahren sind, sofern in dieser Vereinbarung nichts anderes geregelt wird, 
die Bestimmungen des Allgemeinen Verwaltungsverfahrensgesetzes 1991 anzuwenden. 

(2) Marktüberwachungsmaßnahmen gemäß Art. 19 Abs. 1 der Verordnung (EG) Nr. 765/2008 sowie 
beschränkende Maßnahmen gemäß Art. 20 der Verordnung (EG) Nr. 765/2008 bei Bauprodukten, die 
eine ernste Gefahr darstellen und ein rasches Einschreiten erfordern, können als Maßnahmen unmittelba-
rer Befehls- und Zwangsgewalt ohne vorangegangenes Verwaltungsverfahren ergriffen werden. 

(3) Die Marktüberwachungsbehörde hat die Maßnahmen nach den Rechtsvorschriften zu treffen, die 
in dem Land gelten, in dem sich der Hauptwohnsitz bzw. der Sitz des betroffenen Wirtschaftsakteurs 
befindet. 

(4) Durch die Abs. 1 bis 3 bleiben die in den Harmonisierungsrechtsvorschriften der Gemeinschaft 
enthaltenen Verfahrensbestimmungen unberührt. 
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Artikel 6 

Berichtspflichten der Baubehörde 

Erlangt eine Baubehörde Kenntnis 
 1. von Unfällen, Gesundheitsschäden oder Baugebrechen, bei denen der begründete Verdacht be-

steht, dass sie durch falsch deklarierte oder mangelhafte Bauprodukte verursacht wurden, oder 
 2. davon, dass durch die Lagerung oder Verwendung von Bauprodukten auf einer Baustelle gegen 

Art. 11 Abs. 1 Z 1 bis 7 verstoßen wird, 
so hat sie der Marktüberwachungsbehörde unverzüglich darüber zu berichten. 

Artikel 7 

Rechtsmittel 

Gegen einen Bescheid der Marktüberwachungsbehörde kann das Rechtsmittel der Berufung an den 
Unabhängigen Verwaltungssenat erhoben werden. Davon unberührt bleibt § 57 Abs. 2 und 3 Allgemeines 
Verwaltungsverfahrensgesetz 1991. 

Artikel 8 

Verwenden von Daten 

Die Marktüberwachungsbehörde ist ermächtigt, Daten automationsunterstützt zu verwenden, soweit 
dies zur Erfüllung ihrer Aufgaben notwendig ist. 

Artikel 9 

Kostentragung 

(1) Auf Verlangen des Wirtschaftsakteurs sind Proben nach Abschluss des Verfahrens zurückzuge-
ben. Ist dies nicht möglich, so hat die Marktüberwachungsbehörde eine Probenentschädigung in der Höhe 
des Einstandspreises zu leisten. Kann der Einstandspreis nicht festgestellt werden, ist als Entschädigung 
der halbe Endverkaufspreis festzusetzen. Für Gegenproben ist keine Entschädigung zu leisten. Kommt es 
zu keiner Einigung über die Höhe der Entschädigung, so ist darüber mit Bescheid zu entscheiden. 

(2) Führt die Kontrolle eines Bauprodukts gemäß den Bestimmungen dieser Vereinbarung zu dem 
Ergebnis, dass das Bauprodukt nicht im Einklang mit den gemeinschaftsrechtlichen Vorschriften oder mit 
sonstigen Rechtsvorschriften betreffend Bauprodukte steht, so entfallen die Rückgabe der Probe und die 
Entschädigung nach Abs. 1 und sind dem Wirtschaftsakteur die für die Kontrolle anfallenden Kosten mit 
Bescheid aufzuerlegen. 

(3) Die für die Kontrolle eines Bauprodukts anfallenden Kosten sind mit Bescheid dem Einschreiter 
aufzuerlegen, wenn die Kontrolle zu dem Ergebnis führt, dass das Bauprodukt im Einklang mit den ge-
meinschaftsrechtlichen Vorschriften oder mit sonstigen Rechtsvorschriften betreffend Bauprodukte steht 
und die Kontrolle durch das Verschulden des Einschreiters verursacht wurde. 

Artikel 10 

Finanzierung der Marktüberwachung für Bauprodukte 

Die mit den Aufgaben der Marktüberwachung verbundenen Kosten sind auf die Vertragsparteien 
nach dem Verhältnis der Volkszahlenschlüssel der einzelnen Vertragsparteien nach dem jeweils geltenden 
Finanzausgleichsgesetz zueinander aufzuteilen. 

Artikel 11 

Strafbestimmungen 

(1) Wenn die Tat nicht den Tatbestand einer in die Zuständigkeit der Gerichte fallenden strafbaren 
Handlung bildet, begeht eine Verwaltungsübertretung, wer 
 1. ein Bauprodukt ohne erforderliche CE-Kennzeichnung in Verkehr bringt oder auf dem Markt 

bereitstellt; 
 2. ein Bauprodukt, für das als Nachweis der Verwendbarkeit ein Einbauzeichen ÜA erforderlich ist, 

ohne dieses Einbauzeichen ÜA auf dem Markt bereitstellt; 
 3. ein Bauprodukt mit CE-Kennzeichnung oder mit Einbauzeichen ÜA in Verkehr bringt oder auf 

dem Markt bereitstellt, ohne dass die Voraussetzungen dafür gegeben sind; 
 4. ein Bauprodukt in Verkehr bringt oder auf dem Markt bereitstellt, dessen CE-Kennzeichnung 

oder Einbauzeichen ÜA falsche oder mangelhafte Angaben enthält; 
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 5. ein Bauprodukt in Verkehr bringt oder auf dem Markt bereitstellt, das mit einer Kennzeichnung 
versehen ist, die mit der CE-Kennzeichnung oder mit dem Einbauzeichen ÜA verwechselt wer-
den kann; 

 6. ein Bauprodukt in Verkehr bringt oder auf dem Markt bereitstellt, das nicht den Bestimmungen 
einer für dieses Bauprodukt erteilten Österreichischen technischen Zulassung entspricht; 

 7. sonst ein Bauprodukt mit falschen Angaben oder Deklarationen in Verkehr bringt oder auf dem 
Markt bereitstellt; 

 8. es unterlässt, den in Bescheiden getroffenen Anordnungen der Marktüberwachungsbehörde Folge 
zu leisten. 

(2) Die Verwaltungsübertretungen gemäß Abs. 1 Z 1 bis 7 gelten als Dauerdelikte. Die Frist für die 
Verfolgungsverjährung beginnt ab Herstellung des rechtskonformen Zustands zu laufen. 

(3) Einer Kennzeichnung am Bauprodukt gemäß Abs. 1 Z 1 bis 7 ist die Anbringung der Kennzeich-
nung auf einer Datenplakette, auf der Verpackung oder in Begleitunterlagen gleichzuhalten. 

(4) Eine Verwaltungsübertretung gemäß Abs. 1 ist von der Bezirksverwaltungsbehörde mit einer 
Geldstrafe von höchstens 50 000 Euro und für den Fall der Uneinbringlichkeit der Geldstrafe mit Ersatz-
freiheitsstrafe bis zu sechs Wochen zu ahnden. 

(5) Geldstrafen fließen dem Österreichischen Institut für Bautechnik zu und sind für Zwecke der 
Marktüberwachung von Bauprodukten zu verwenden. 

(6) Bauprodukte, auf die sich eine Verwaltungsübertretung nach Abs. 1 Z 1 bis 7 bezieht, können für 
verfallen erklärt werden, wenn der Wirtschaftsakteur nicht sicherstellt, dass diese Bauprodukte nicht in 
Verkehr gebracht oder auf dem Markt bereitgestellt werden. 

Artikel 12 

Überprüfung und Bewertung der Marktüberwachungsmaßnahmen 

Zur Überprüfung und Bewertung der Marktüberwachungsmaßnahmen hat das Österreichische Insti-
tut für Bautechnik einen jährlichen Tätigkeitsbericht zu erstellen und den Vertragsparteien zukommen zu 
lassen. 

Artikel 13 

Inkrafttreten, Beitritt 

(1) Diese Vereinbarung steht allen Ländern zur Unterzeichnung offen. 

(2) Diese Vereinbarung tritt einen Monat nach Ablauf des Tages, an dem sechs Länder der Verbin-
dungsstelle der Bundesländer beim Amt der Niederösterreichischen Landesregierung schriftlich mitgeteilt 
haben, dass die nach ihren Landesverfassungen erforderlichen Voraussetzungen für das Inkrafttreten der 
Vereinbarung erfüllt sind, für diese sowie für jene Länder in Kraft, die eine solche schriftliche Mitteilung 
bis spätestens am Tag vor dem Inkrafttreten abgegeben haben. 

(3) Für Länder, die die Vereinbarung unterzeichnet, aber erst nach Inkrafttreten der Vereinbarung 
gemäß Abs. 2 mitgeteilt haben, dass die nach ihren Landesverfassungen erforderlichen Voraussetzungen 
für das Inkrafttreten der Vereinbarung erfüllt sind, tritt die Vereinbarung einen Monat nach dieser Mittei-
lung in Kraft. 

(4) Diese Vereinbarung steht Ländern, die sie im Zeitpunkt ihres Inkrafttretens noch nicht unter-
zeichnet haben, zum Beitritt offen. Der Beitritt wird einen Monat nach seiner schriftlichen Mitteilung 
wirksam. 

Artikel 14 

Kündigung 

(1) Die Vereinbarung kann von jeder Vertragspartei unter Einhaltung einer Frist von sechs Monaten 
zum Ende eines Kalenderjahres gekündigt werden. 

(2) Die Kündigung einer Vertragspartei berührt nicht die Rechtsbeziehungen der anderen Vertrags-
parteien untereinander. 

Artikel 15 

Anpassung und gegenseitige Information 

(1) Die Vertragsparteien verpflichten sich, bei maßgeblichen Änderungen der Sachverhalte oder des 
Rechts der Europäischen Union Verhandlungen über eine Änderung der Vereinbarung aufzunehmen. 
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(2) Die Vertragsparteien geben einander vor der Erlassung von Rechtsvorschriften zur Umsetzung 
dieser Vereinbarung Gelegenheit zur Stellungnahme. 

Artikel 16 

Ausfertigung, Mitteilung 

(1) Die Urschrift dieser Vereinbarung wird von der Verbindungsstelle der Bundesländer verwahrt. 
Der Depositar übermittelt jeder Vertragspartei eine von ihm beglaubigte Abschrift der Vereinbarung. 

(2) Alle die Vereinbarung betreffenden rechtserheblichen Mitteilungen sind an den Depositar zu 
richten. Sie gelten als im Zeitpunkt des Einlangens beim Depositar abgegeben. Der Depositar hat jede 
Vertragspartei von diesen Mitteilungen zu benachrichtigen. 

Artikel 17 

Bundesbeteiligung 

Die Vertragsparteien bekunden ihr Interesse, bei der Anwendung der Verordnung (EG) Nr. 765/2008 
für Bauprodukte auch eine einheitliche Vorgangsweise mit dem Bund anzustreben. Zu diesem Zweck 
bieten die Vertragsparteien dem Bund an, Verhandlungen über einen Beitritt des Bundes zu dieser Ver-
einbarung aufzunehmen und sich dieser Vereinbarung anzuschließen. 

Diese Vereinbarung trat gemäß ihrem Art. 13 Abs. 2 für die Länder Kärnten, Niederösterreich,  
Oberösterreich, Tirol, Vorarlberg und Wien mit 31. August 2010 in Kraft. 

Der Burgenländische Landtag hat der Vereinbarung zwischen den Ländern gemäß Art. 15a B-VG 
über die Marktüberwachung von Bauprodukten am 28. Oktober 2010 gemäß Art. 81 Abs. 2 L-VG zuge-
stimmt. 

Diese Vereinbarung tritt gemäß ihrem Art. 13 Abs. 3 für das Land Burgenland am 11. Dezember 
2010 in Kraft. 

Der Landeshauptmann: 

Nießl 
 
 
 

70. Gesetz vom 30. September 2010, mit dem das Burgenländische Krankenanstalten-
gesetz 2000 - Bgld. KAG 2000 geändert wird (Burgenländische Krankenanstaltengesetz-
Novelle 2010) 

Der Landtag hat teilweise in Ausführung des Bundesgesetzes über Krankenanstalten und Kuranstal-
ten - KAKuG, BGBl. Nr. 1/1957, zuletzt geändert durch das Gesetz BGBl. I Nr. 124/2009, beschlossen: 

Das Burgenländische Krankenanstaltengesetz 2000 - Bgld. KAG 2000, LGBl. Nr. 52, zuletzt geän-
dert durch das Gesetz LGBl. Nr. 76/2009, wird wie folgt geändert: 

1. Nach § 3 Abs. 2 erster Satz wird folgender Satz eingefügt: 

„Dabei ist die örtliche getrennte Unterbringung auch in einem anderen Bundesland und unter den in § 3a 
geregelten Voraussetzungen auch auf dem Gebiet eines anderen Staates zulässig.“ 

2. Nach § 3 wird folgender § 3a eingefügt: 

„§ 3a 

Staatsgrenzen überschreitende dislozierte Führung von Abteilungen  
oder sonstigen Organisationsformen/-einheiten 

(1) Eine örtlich getrennte Unterbringung gemäß § 3 Abs. 2 im grenznahen Gebiet eines Nachbar-
staates ist nur für einzelne vorgesehene Abteilungen oder sonstige Organisationsformen/-einheiten in 
ihrer Gesamtheit zulässig und bedarf der Genehmigung der Landesregierung. Die Genehmigung darf nur 
erteilt werden, wenn nachgewiesen ist, dass 
 1. es sich um beidseits im grenznahen Gebiet gelegene Krankenanstalten handelt, die sich zueinan-

der in räumlicher Nähe befinden, 
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 2. durch die im jeweiligen ausländischen Staatsgebiet geltende Rechtslage sowie durch das zugrunde 
liegende Kooperationsübereinkommen der Standard von Behandlung und Pflege zumindest jenem 
Standard entspricht, der aufgrund der österreichischen Rechtsordnung gegeben ist, 

 3. das Vorhaben im Landeskrankenanstaltenplan vorgesehen ist, 
 4. den österreichischen Finanzierungsregelungen Rechnung getragen wird, 
 5. auf den Behandlungsvertrag österreichisches Recht anwendbar und ein österreichischer Gerichts-

stand gegeben ist, 
 6. die Behandlung und Pflege von Patienten ausschließlich durch Personal der in Österreich gelege-

nen Krankenanstalt und unter deren Leitung erfolgt. 

(2) Eine erteilte Genehmigung ist zu widerrufen, wenn eine der Voraussetzungen des Abs. 1 nicht 
oder nicht mehr vorliegt. 

(3) Werden in einer österreichischen Krankenanstalt Abteilungen oder sonstige Organisationsfor-
men/-einheiten einer im Ausland gelegenen Krankenanstalt disloziert geführt, sind in diesen Abteilungen 
oder Organisationsformen/-einheiten ausschließlich Patienten der im Ausland gelegenen Krankenanstalt 
zu behandeln und pflegen. Weiters hat diese Behandlung und Pflege ausschließlich durch Personal der im 
Ausland gelegenen Krankenanstalt sowie unter der Leitung dieser Krankenanstalt zu erfolgen.“ 

3. § 4 lautet: 

„§ 4 

Verweisungen auf Bundes- oder Landesgesetze 

Soweit in diesem Gesetz auf Bundes- und Landesgesetze verwiesen wird, sind diese, wenn nicht eine 
bestimmte Fassung angeführt ist, in folgender Fassung anzuwenden: 
 1. Allgemeines Sozialversicherungsgesetz - ASVG, BGBl. Nr. 189/1955, zuletzt geändert durch das 

Gesetz BGBl. I Nr. 174/2009; 
 2. Apothekengesetz, RGBl. Nr. 5/1907, zuletzt geändert durch das Gesetz BGBl. I Nr. 135/2009; 
 3. ArbeitnehmerInnenschutzgesetz, BGBl. Nr. 450/1994, zuletzt geändert durch das Gesetz BGBl. I 

Nr. 147/2006; 
4. Ärztegesetz 1998 - ÄrzteG 1998, BGBl. I Nr. 169, zuletzt geändert durch das Gesetz BGBl. I 

Nr. 144/2009; 
 5. Asylgesetz 2005 - AsylG 2005, BGBl. I Nr. 100, zuletzt geändert durch das Gesetz BGBl. I 

Nr. 135/2009; 
 6. Bauern-Sozialversicherungsgesetz - BSVG, BGBl. Nr. 559/1978, zuletzt geändert durch das Ge-

setz BGBl. I Nr. 147/2009; 
 7. Beamten-Kranken- und Unfallversicherungsgesetz - B-KUVG, BGBl. Nr. 200/1967, zuletzt ge-

ändert durch das Gesetz BGBl. I Nr. 147/2009; 
 8. Burgenländisches Heilvorkommen- und Kurortegesetz 1963, LGBl. Nr. 15, in der geltenden Fassung; 

9.  Bundesgesetz über die Dokumentation im Gesundheitswesen, BGBl. Nr. 745/1996, zuletzt geän-
dert durch das Gesetz BGBl. I Nr. 179/2004; 

 10. Eisenbahn-Enteignungsentschädigungsgesetz - EisbEG, BGBl. Nr. 71/1954, zuletzt geändert 
durch das Gesetz BGBl. I Nr. 112/2003; 

11. Gesundheits- und Krankenpflegegesetz - GuKG, BGBl. I Nr. 108/1997, zuletzt geändert durch 
das Gesetz BGBl. I Nr. 130/2009; 

12. Gewebesicherheitsgesetz - GSG, BGBl. I Nr. 49/2008; 
 13. Gewerbliches Sozialversicherungsgesetz - GSVG, BGBl. Nr. 560/1978, zuletzt geändert durch 

das Gesetz BGBl. I Nr. 147/2009; 
 14. Heeresversorgungsgesetz - HVG, BGBl. Nr. 27/1964, zuletzt geändert durch das Gesetz BGBl. I 

Nr. 4/2010; 
 15. Bundesgesetz über Krankenanstalten und Kuranstalten (KAKuG), BGBl. Nr. 1/1957, zuletzt 

geändert durch das Gesetz BGBl. I Nr. 124/2009;  
16. Bundesgesetz über die Regelung der gehobenen medizinisch-technischen Dienste (MTD-Gesetz), 

BGBl. Nr. 460/1992, zuletzt geändert durch das Gesetz BGBl. I Nr. 101/2008; 
 17. Bundesgesetz über die Regelung des medizinisch-technischen Fachdienstes und der Sanitäts-

hilfsdienste (MTF-SHD-G), BGBl. Nr. 102/1961, zuletzt geändert durch das Gesetz BGBl. I 
Nr. 57/2008; 

18. Patientenverfügungs-Gesetz - PatVG, BGBl. I Nr. 55/2006; 
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 19. Psychologengesetz, BGBl. Nr. 360/1990, in der Fassung des Gesetzes BGBl. I Nr. 98/2001; 
 20. Psychotherapiegesetz, BGBl. Nr. 361/1990, in der Fassung des Gesetzes BGBl. I Nr. 98/2001; 

 21. Strafgesetzbuch - StGB, BGBl. Nr. 60/1974, zuletzt geändert durch das Gesetz BGBl. I Nr. 142/2009; 
22.  Strafprozessordnung 1975 - StPO, BGBl. Nr. 631, zuletzt geändert durch das Gesetz BGBl. I  

Nr. 142/2009; 
23.  Strafvollzugsgesetz - StVG, BGBl. Nr. 144/1969, zuletzt geändert durch das Gesetz BGBl. I 

Nr. 18/2010; 
24.  Strahlenschutzgesetz, BGBl. Nr. 227/1969, zuletzt geändert durch das Gesetz BGBl. I Nr. 13/2006; 

 25. Unterbringungsgesetz - UbG, BGBl. Nr. 155/1990, zuletzt geändert durch das Gesetz BGBl. I 
Nr. 18/2010.“ 

4. Dem § 5 Abs. 2 wird folgender  Satz angefügt: 

„Auf die Vorlage vorgenannter Projektsunterlagen kann vorläufig seitens der Bewilligungsbehörde ver-
zichtet werden, wenn eine gesonderte Entscheidung über die Bedarfsfrage beantragt wird.“ 

5. Im § 5 Abs. 3 Z 1 lit. b wird die Wortfolge „Dentisten mit Kassenvertrag“ durch die Wortfolge „Kas-
senvertragszahnärzte und Kassenvertragsdentisten“ ersetzt. 

6. Nach § 5 Abs 3 wird folgender Abs. 3a eingefügt: 

„(3a) Bei der Prüfung des Bedarfs ist das Ergebnis der Planungen des regionalen Strukturplans Ge-
sundheit (RSG) zu berücksichtigen und eine Stellungnahme des Burgenländischen Gesundheitsfonds 
(BURGEF) einzuholen.“ 

7. Im § 5 Abs. 6 Z 2 wird der Strichpunkt durch das Wort „und“ ersetzt; § 5 Abs. 6 Z 3 entfällt. 

8. Im § 5 Abs. 6 Z 4 wird die Wortfolge „sowie bei Zahnambulatorien auch die Österreichische Dentisten-
kammer“ durch die Wortfolge „bzw. bei Zahnambulatorien auch die Landeszahnärztekammer für Burgen-
land“ ersetzt. 

9. Im § 5 Abs. 7 werden die Wortfolge „der Ärzte bzw. der Dentisten“ durch die Wortfolge „der Ärzte 
bzw. Zahnärzte und Dentisten“ sowie die Wortfolge „der Österreichischen Dentistenkammer“ durch die 
Wortfolge „der Landeszahnärztekammer für Burgenland“ ersetzt. 

10. Im § 5 Abs. 8 wird die Wortfolge „haben die zuständige Ärztekammer und bei Zahnambulatorien auch 
die Österreichische Dentistenkammer“ durch die Wortfolge „hat die zuständige Ärztekammer bzw. bei 
Zahnambulatorien die zuständige Landeszahnärztekammer“ ersetzt. 

11. Dem § 7 wird folgender Abs. 5 angefügt: 

„(5) Die Betriebsbewilligung kann auf Antrag oder von Amts wegen auch befristet erteilt werden. 
Die Frist kann auf Antrag verlängert werden.“ 

12. Dem § 9 wird folgender Abs. 5 angefügt: 

„(5) Erteilte Bewilligungen zur Errichtung bzw. zum Betrieb der Krankenanstalt sowie von Teilen 
derselben sind unter größtmöglicher Schonung wohlerworbener Rechte abzuändern oder allenfalls auch 
zurückzunehmen, wenn ihr Fortbestand nicht im Einklang mit dem Landeskrankenanstaltenplan (LAKAP), 
dem Österreichischen Strukturplan Gesundheit (ÖSG) und abgestimmten Detailplanungen (zB RSG) 
steht.“ 

13. Dem § 12 Abs. 1 wird folgender Satz angefügt: 

„Hiezu sind insbesondere jene baulichen und technischen Maßnahmen zu zählen, die nach baupolizei-
lichen Vorschriften einer Behandlung durch die Baubehörde bedürfen und in keinem unmittelbaren Zu-
sammenhang mit der medizinischen Behandlung von Patienten stehen.“ 

14. § 12 Abs. 2 Z 4 lautet: 
 „4. eine Änderung der apparativen Ausstattung sowie der medizintechnischen oder technischen Ein-

richtung, soweit dadurch nicht lediglich bereits bestehende Apparate und medizintechnische oder 
technische Einrichtungen von im wesentlichen gleicher medizinischer und technischer Ausstat-
tung und Wirkungsweise ersetzt bzw. ergänzt werden;“ 
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15. § 14 Abs. 1 lautet: 

„(1) Die Landesregierung hat für öffentliche Krankenanstalten gemäß § 1 Abs. 2 Z 1 und 2 mit Aus-
nahme der Pflegeabteilungen in öffentlichen Krankenanstalten für Psychiatrie und für private Krankenan-
stalten der im § 1 Abs. 2 Z 1 bezeichneten Art, die gemäß § 42 gemeinnützig geführt werden, mit Ver-
ordnung einen Landeskrankenanstaltenplan zu erlassen, der sich im Rahmen des ÖSG befindet. Die von 
der Gesundheitsplattform vorzunehmende integrative Gesundheitsplanung (ua. Abstimmung der Leistun-
gen zwischen dem intra- und extramuralen Bereich, Kooperationen zwischen einzelnen Krankenanstalten 
bzw. zwischen Rechtsträgern verschiedener Krankenanstalten, grenzüberschreitende Kooperationen) hat 
auf Basis des Landeskrankenanstaltenplans und des ÖSG zu erfolgen.“ 

16. Im § 15 Abs. 1 Z 4 erster Halbsatz wird die Wortfolge „Abteilungen und Stationen“ durch die Wort-
folge „Abteilungen, Institute und weiterer Organisationsformen/-einheiten“ ersetzt. 

17. § 15 Abs. 1 Z 6 lautet: 
 „6. - sofern Betten für Patienten verschiedener Abteilungen oder weiterer Organisationsformen/-ein-

heiten zur Verfügung stehen (interdisziplinäre Belegung) - die Maßnahmen, durch die sicherge-
stellt wird, dass die Patienten jederzeit zweifelsfrei einem bestimmten medizinischen Sonderfach 
zugeordnet werden können. Die jeweilige Bettenzahl von Betten führenden Einheiten ist jeden-
falls unter Berücksichtigung des Fachs und des medizinischen Fortschritts in einer vertretbaren 
Größe zu halten.“ 

18. § 15 Abs. 1 Z 10 lautet: 
 „10. die Festlegung von Räumen, in denen das Rauchen gestattet ist.“ 

19. Dem § 16 Abs. 6 wird folgender Satz angefügt: 

„Ferner sind auch über Entnahmen nach § 4 Abs. 5 des Gewebesicherheitsgesetzes - GSG, BGBl. I 
Nr. 49/2008, Niederschriften zur Krankengeschichte aufzunehmen.“ 

20. § 16 Abs. 7 Z 1 lautet: 
 „1. über Patientenverfügungen gemäß § 2 Abs. 1 des Patientenverfügungs-Gesetzes - PatVG, 

BGBl. I Nr. 55/2006, sowie“ 

21. Nach § 16 Abs. 11 wird folgender Abs. 11a eingefügt:  

„(11a) Für Zwecke der Überwachung nosokomialer Infektionen sind die Krankenanstalten berech-
tigt, Daten der Patienten indirekt personenbezogen zu verarbeiten und für Zwecke der Überwachung 
anonymisiert weiterzuleiten.“ 

22. § 24a Abs. 2 erster Satz lautet: 

„Die Arzneimittelkommission setzt sich zusammen aus: 
 1. den Mitgliedern der Anstaltsleitung, 
 2. den Abteilungsleitern, 
 3. einem Pharmazeuten und 
 4. einem Vertreter der Sozialversicherung.“ 

23. § 24a Abs. 7 lautet: 

„(7) Die Arzneimittelkommission hat sich eine Geschäftsordnung zu geben. Die Geschäftsordnung 
hat insbesondere nähere Vorschriften über die Einberufung, Vorsitzführung, Anwesenheits- und Abstim-
mungserfordernisse (nach dem Mehrheitsprinzip) sowie den Hinweis zu enthalten, dass die Vorgangs-
weise gemäß Abs. 5 Z 3 mit dem Vertreter der Sozialversicherung abzustimmen ist.“ 

24. § 26 Abs. 5 lautet: 

„(5) Zu den Aufgaben des Hygieneteams gehören alle Maßnahmen, die der Erkennung, Überwa-
chung, Verhütung und Bekämpfung von Infektionen und der Gesunderhaltung dienen. Zur Durchführung 
dieser Aufgaben hat das Hygieneteam einen Hygieneplan zu erstellen. Es begleitet auch fachlich und 
inhaltlich die Maßnahmen zur Überwachung nosokomialer Infektionen. Die Überwachung/Surveillance 
hat nach einem anerkannten, dem Stand der Wissenschaft entsprechenden Surveillance-System zu erfol-
gen. Das Hygieneteam ist auch bei allen Planungen für Neu-, Zu- und Umbauten und bei der Anschaffung 
von Geräten und Gütern, durch die eine Infektionsgefahr entstehen kann, beizuziehen. Das Hygieneteam 
hat darüber hinaus alle für die Wahrung der Hygiene wichtigen Angelegenheiten zu beraten und entspre-
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chende Vorschläge zu beschließen. Diese sind schriftlich an die jeweils für die Umsetzung Verantwortli-
chen der Krankenanstalt weiterzuleiten.“ 

25. Nach § 27 wird folgender § 27a eingefügt: 

„§ 27a 

Pflegepersonal 

Erfolgt die Beschäftigung von Angehörigen des gehobenen Dienstes für Gesundheits- und Kranken-
pflege und von Angehörigen der Pflegehilfe im Wege der Arbeitskräfteüberlassung nach den Bestim-
mungen des Arbeitskräfteüberlassungsgesetzes - AÜG, BGBl. Nr. 196/1988, zuletzt geändert durch das 
Gesetz BGBl. I Nr. 104/2005, so ist das in § 35 Abs. 2 Z 1 und in § 90 Abs. 2 Z 1 des Gesundheits- und 
Krankenpflegegesetzes, BGBl. I Nr. 108/1997, in der Fassung des Gesetzes BGBl. I Nr. 69/2005, festge-
legte Verhältnis pro Abteilung oder sonstiger Organisationsform/-einheit einzuhalten.“ 

26. § 33 Abs. 3 lautet: 

„(3) Behandlungen dürfen an einem Patienten nur mit seiner Einwilligung durchgeführt werden; 
fehlt dem Patienten in diesen Angelegenheiten die Einsichts- und Urteilsfähigkeit, so ist - sofern die Vor-
nahme der medizinischen Behandlung nicht durch eine verbindliche Patientenverfügung ausgeschlossen 
ist - die Zustimmung seines gesetzlichen Vertreters oder eines Vorsorgebevollmächtigten, dessen Vertre-
tungsmacht auch die Einwilligung in medizinischen Behandlungen umfasst, erforderlich. Die Einwilli-
gung oder Zustimmung ist nicht erforderlich, wenn die Behandlung so dringend notwendig ist, dass der 
mit der Einholung der Einwilligung des Patienten bzw. eines Vorsorgebevollmächtigten, dessen Vertre-
tungsmacht auch die Einwilligung in medizinische Behandlungen umfasst, oder der Zustimmung seines 
gesetzlichen Vertreters oder mit der Bestellung eines gesetzlichen Vertreters verbundene Aufschub das 
Leben gefährden würde oder mit der Gefahr einer schweren Schädigung der Gesundheit verbunden wäre.“ 

27. Im § 45 Abs. 1 wird die Wortfolge „Unterbringung von Patienten“ durch die Wortfolge „stationäre 
und/oder ambulante Behandlung von Patienten“ ersetzt. 

28. Im § 53 Abs. 1 wird das Wort „gerichtlich“ durch die Wortfolge „durch die Staatsanwaltschaft“ ersetzt. 

29. Im § 57 Abs. 5 wird das Wort „Oktober“ durch das Wort „September“ ersetzt. 

30. Dem § 58 Abs. 3 und 4 wird  jeweils folgender Satz angefügt: 

„Diese Verordnung kann rückwirkend in Kraft gesetzt werden.“ 

31. Im § 64 Abs. 6 wird nach der Wortfolge „mit den Zielen des“ die Wortfolge „ÖSG, RSG und des“ 
eingefügt. 

32. § 71 Abs. 2 lautet: 

„(2) In Abteilungen und Sonderkrankenanstalten für Psychiatrie dürfen geschlossene Bereiche ge-
führt werden. Diese müssen von den übrigen Bereichen unterscheidbar sein. Die Errichtung eines ge-
schlossenen Bereichs gilt als wesentliche Veränderung im Sinne des § 12 Abs. 2. Geschlossene Bereiche 
dienen der Anhaltung von psychisch Kranken, auf die das Unterbringungsgesetz, BGBl. Nr. 155/1990, 
zuletzt geändert durch das Gesetz BGBl. I Nr. 12/1997, Anwendung findet. Geschlossene Bereiche von 
Sonderkrankenanstalten für Psychiatrie dienen auch der Anhaltung von Personen, deren Anhaltung oder 
vorläufige Anhaltung gemäß § 21 Abs. 1 StGB, § 167a StVG oder § 429 Abs. 4 StPO in einer Kranken-
anstalt oder Abteilung für Psychiatrie angeordnet wurde.“ 

33. Dem § 86 wird folgender Abs. 7 angefügt: 

„(7) Die Änderung der § 14 Abs. 1, § 15 Abs. 1 Z 6, § 24a Abs. 2 erster Satz und Abs. 7, § 53 Abs. 1 
und § 64 Abs. 6 in der Fassung des Gesetzes LGBl. Nr. 70/2010 tritt mit 1. Jänner 2008 in Kraft. Im Üb-
rigen tritt das Gesetz LGBl. Nr. 70/2010 mit dem auf die Kundmachung folgenden Tag in Kraft.“ 

 Der Präsident des Landtages:  Der Landeshauptmann: 
 Steier Nießl 
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71. Gesetz vom 30. September 2010, mit dem das Burgenländische Leichen- und Bestattungs-
wesengesetz geändert wird 

Der Landtag hat beschlossen: 

Das Burgenländische Leichen- und Bestattungswesengesetz, LGBl. Nr. 16/1970, zuletzt geändert 
durch das Gesetz LGBl. Nr. 7/2010, wird wie folgt geändert: 

1. § 1 Abs. 1 lautet: 

„(1) Jede Leiche ist vor der Bestattung einer Totenbeschau durch die auf Grund dieses Gesetzes zu-
ständige Totenbeschauerin oder den auf Grund dieses Gesetzes zuständigen Totenbeschauer zu unterzie-
hen. Der Totenbeschau unterliegen auch Totgeburten, nicht jedoch Fehlgeburten im Sinne des § 8 des 
Hebammengesetzes, BGBl. Nr. 310/1994, in der Fassung des Gesetzes BGBl. I Nr. 102/2008.“ 

2. § 2 lautet: 

„§ 2 

Totenbeschau 

(1) Die Vornahme der Totenbeschau obliegt: 
 a) in den Freistädten Eisenstadt und Rust den Stadtärztinnen oder Stadtärzten, 
 b) in den übrigen Gemeinden den Gemeinde(Kreis-)ärztinnen oder Gemeinde(Kreis-)ärzten, soweit 

nicht in Orten, in denen nur nicht im öffentlichen Dienst stehende Ärztinnen oder Ärzte ansässig 
sind, diese als Totenbeschauerinnen oder Totenbeschauer bestellt werden, 

 c) in öffentlichen Krankenanstalten mit Prosektur den Prosektorinnen oder Prosektoren, in öffent-
lichen Krankenanstalten ohne Prosektur den zur selbständigen Ausübung des ärztlichen Berufs 
berechtigten Ärztinnen oder Ärzten der Krankenanstalt. 

(2) Neben den Totenbeschauerinnen oder Totenbeschauern (Abs. 1) sind zur selbständigen Aus-
übung des ärztlichen Berufs berechtigte Ärztinnen oder Ärzte als Stellvertreterinnen oder Stellvertreter zu 
bestellen. Die Bürgermeisterinnen oder Bürgermeister haben durch geeignete Maßnahmen sicherzustel-
len, dass die bestellten Totenbeschauerinnen oder Totenbeschauer (bzw. die Stellvertreterinnen oder Stell-
vertreter) jederzeit zur Verfügung stehen. 

(3) Die Bestellung von nicht im öffentlichen Dienst stehenden Ärztinnen oder Ärzten zu Toten-
beschauerinnen oder Totenbeschauern (Abs. 1 lit. b) und die Bestellung von Stellvertreterinnen und Stell-
vertretern (Abs. 2) erfolgt nach Anhörung der Ärztekammer und den zuständigen Amtsärztinnen oder 
Amtsärzten durch den Gemeinderat. 

(4) Ärztinnen oder Ärzte, die nicht im öffentlichen Dienst stehen, haben vor Antritt ihres Amtes als 
Totenbeschauerinnen oder Totenbeschauer bzw. als Stellvertreterinnen oder Stellvertreter vor den Bürger-
meisterinnen oder Bürgermeistern folgendes Gelöbnis zu leisten: „Ich gelobe, die mir als Toten-
beschauerin oder Totenbeschauer obliegenden Pflichten gemäß den gesetzlichen Vorschriften stets treu 
und gewissenhaft zu erfüllen, mich hiebei weder von Eigennutz noch von sonstigen außerdienstlichen 
Rücksichten beeinflussen zu lassen und das Dienstgeheimnis stets streng zu wahren.“ 

(5) Die Tätigkeit der Totenbeschauerinnen oder der Totenbeschauer gemäß den Bestimmungen die-
ses Gesetzes ist den Bürgermeisterinnen oder Bürgermeistern zuzurechnen.“ 

3. § 3 Abs. 1 lautet: 

„(1) Jeder Todesfall ist unverzüglich der Totenbeschauerin oder dem Totenbeschauer anzuzeigen. Zu 
dieser Anzeige sind verpflichtet: 
 a) wenn der Tod der oder des Verstorbenen in einer Wohnung erfolgte, die Familienangehörigen 

der oder des Verstorbenen, die mit ihr oder ihm im gemeinsamen Haushalt gelebt haben, andere 
Mitbewohnerinnen oder Mitbewohner, Pflegepersonen der oder des Verstorbenen, die Wohnungs-
inhaberin oder der Wohnungsinhaber, die Hausbesitzerin oder der Hausbesitzer bzw. die Haus-
verwalterin oder der Hausverwalter; die Anzeigepflicht besteht für jede dieser Personen nur in-
soweit, als eine in der Reihenfolge früher genannte Person nicht vorhanden oder zur unverzügli-
chen Erstattung der Anzeige nicht in der Lage ist, 

 b) wenn der Tod einer in eine Anstalt (Heil- und Pflegeanstalt, Erziehungsanstalt, Strafanstalt usw.) 
aufgenommenen oder eingewiesenen Person in derselben erfolgt, die Anstaltsleiterin oder der 
Anstaltsleiter, 
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 c) in allen übrigen Fällen die- oder derjenige, die oder der zuerst den Todesfall bemerkt oder die 
Leiche aufgefunden hat.“ 

4. § 3 Abs. 3 erster Satz lautet: 

„Bei Totgeburten ist die beigezogene Ärztin oder der beigezogene Arzt sowie die beigezogene Hebamme 
zur Anzeige verpflichtet ohne Rücksicht darauf, ob die Anzeige bereits von einer anderen Person erstattet 
wurde oder hätte erstattet werden sollen.“ 

5. § 4 lautet: 

„§ 4 

Ausstellung des Behandlungsscheines 

Die Ärztin oder der Arzt, der die Verstorbene oder den Verstorbenen zuletzt behandelt hat, ist ver-
pflichtet, einen Behandlungsschein, der alle für die Feststellung der Todesursache erforderlichen Anga-
ben, insbesondere die Angabe der Krankheit und der angenommenen unmittelbaren Todesursache zu 
enthalten hat, auszustellen, falls sie oder er nicht auch als Totenbeschauerin oder Totenbeschauer fun-
giert. Der Behandlungsschein ist der oder dem zur Todesfallsanzeige Verpflichteten zu übergeben. Diese 
oder dieser hat den Behandlungsschein der Totenbeschauerin oder dem Totenbeschauer vor der Totenbe-
schau auszufolgen.“ 

6. In § 5 Abs. 1 wird im zweiten Satz vor der Wortfolge „des Totenbeschauers“ die Wortfolge „der Toten-
beschauerin oder“ eingefügt; vor der Wortfolge „für diesen“ wird die Wortfolge „für diese oder“ einge-
fügt; weiters entfällt  nach der Wortfolge „auf Grund“ das Wort „seiner“. 

7. In § 5 Abs. 3 wird das Wort „Jedermann“ durch die Wortfolge „Jede Person“ ersetzt; vor der Wortfol-
ge „dem Totenbeschauer“ wird die Wortfolge „der Totenbeschauerin oder“ eingefügt; weiters wird vor 
der Wortfolge „des Totenbeschauers“ die Wortfolge „der Totenbeschauerin oder“ eingefügt. 

8. In § 6 Abs. 1 wird die Wortfolge „Der Totenbeschauer“ durch die Wortfolge „Die Totenbeschauerin 
oder der Totenbeschauer“ ersetzt. 

9. § 6 Abs. 2 lautet: 

„(2) Die Totenbeschauerin oder der Totenbeschauer hat nach genauer Untersuchung der oder des 
Verstorbenen nach den Erkenntnissen der medizinischen Wissenschaft festzustellen, ob die Merkmale des 
eingetretenen Todes an der Leiche eindeutig vorhanden sind, ferner ob die von ihr oder ihm gemachten 
Beobachtungen mit den Angaben der Angehörigen übereinstimmen und, falls sie oder er nicht selbst die 
zuletzt behandelnde Ärztin oder der zuletzt behandelnde Arzt gewesen ist, ob die von ihr oder ihm ge-
machten Beobachtungen mit den Angaben des Behandlungsscheines übereinstimmen sowie schließlich, 
ob der Verdacht auf fremdes Verschulden an dem Eintritt des Todes ausgeschlossen werden kann.“ 

10. Die Überschrift zu § 7 lautet: 

„Anzeigepflicht der Totenbeschauerin oder des Totenbeschauers“ 

11. In § 7 Abs.  1, 2 und 3 wird jeweils vor der Wortfolge „der Totenbeschauer“ die Wortfolge „die To-
tenbeschauerin oder“ eingefügt. 

12. In § 7 Abs. 3 wird vor der Wortfolge „des Amtsarztes“ die Wortfolge „der Amtsärztin oder“ eingefügt. 

13. § 8 Abs. 1 lautet: 

„(1) Auf Grund der durchgeführten Totenbeschau hat die Totenbeschauerin oder der Totenbeschauer 
den Totenbeschaubefund auf dem Formblatt (§ 11) in dreifacher Ausfertigung auszustellen. Eine Aus-
fertigung ist für die Bürgermeisterin oder den Bürgermeister der Gemeinde, in welcher der Todesfall 
eingetreten ist oder in der die Leiche aufgefunden worden ist, bestimmt und eine Ausfertigung ist für die 
Verwaltung der Bestattungsanlage, in welcher die Leiche bestattet bzw. eingeäschert werden soll, be-
stimmt. Im Falle der Überführung der Leiche ist eine Ausfertigung der Gemeinde, in der die Bestattung 
erfolgen soll, zu übergeben.“ 

14. § 8 Abs. 3 lautet: 

„(3) Die Bürgermeisterin oder der Bürgermeister hat die Totenbeschaubefunde auf ihre Vollständig-
keit zu überprüfen und ungenau oder unrichtig ausgestellte Befunde der Totenbeschauerin oder dem To-
tenbeschauer zur Ergänzung oder Richtigstellung zurückzustellen. Die gesammelten Befunde hat die 
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Bürgermeisterin oder der Bürgermeister, ausgenommen in den Freistädten Eisenstadt und Rust, monatlich 
der Bezirkshauptmannschaft zu Evidenzzwecken vorzulegen. Die Bezirkshauptmannschaft (der Magistrat) 
hat die Befunde zeitlich fortlaufend nach den Sterbeorten gemeindeweise geordnet zu sammeln. Diese 
Sammlung ist jährlich abzuschließen und durch zehn Jahre aufzubewahren.“ 

15. § 8 Abs. 4 entfällt. 

16. Die Überschrift zu § 9 lautet: 

„Kostentragung, sonstige Pflichten der Totenbeschauerin oder des Totenbeschauers“ 

17. In § 9 Abs. 1 wird vor der Wortfolge „vom Totenbeschauer“ die Wortfolge „von der Totenbeschauerin 
oder“ eingefügt. 

18. In § 9 Abs. 2 und 3 wird jeweils die Wortfolge „Der Totenbeschauer“ durch die Wortfolge „Die To-
tenbeschauerin oder der Totenbeschauer“ ersetzt; weiters entfällt in Abs. 3 das Wort „ihm“. 

19. In § 12 Abs. 2 wird vor der Wortfolge „von einem zur selbständigen Berufsausübung in Österreich 
berechtigten Arzt“ die Wortfolge „von einer zur selbständigen Berufsausübung in Österreich berechtigten 
Ärztin oder“ eingefügt; im zweiten Satz wird vor der Wortfolge „des Verstorbenen“ die Wortfolge „der 
oder“ eingefügt; weiters wird das Wort „seiner“ durch das Wort „der“ ersetzt. 

20. § 12 Abs. 3 lautet: 

„(3) Als nahe Angehörige sind die Ehegattin oder der Ehegatte, die eingetragene Partnerin oder der 
eingetragene Partner, die Lebensgefährtin oder der Lebensgefährte, die großjährigen Kinder sowie die 
Eltern und Geschwister der oder des Verstorbenen anzusehen, jedoch sind im Einzelfall in der Reihenfol-
ge später Genannte nur dann heranzuziehen, wenn vorher Genannte nicht vorhanden oder geschäftsunfä-
hig sind oder wenn sie auf dieses Recht verzichten.“ 

21. § 12 Abs. 4 lautet: 

„(4) Von der Vornahme der Obduktion ist die zuständige Totenbeschauerin oder der zuständige To-
tenbeschauer in Kenntnis zu setzen. Sie oder er ist berechtigt, bei der Obduktion anwesend zu sein. Die 
Ärztin oder der Arzt, die oder der die oder den Verstorbenen unmittelbar vor deren oder dessen Tod be-
handelt hat, darf die Obduktion nicht durchführen.“ 

22. In § 13 Abs. 2 wird vor der Wortfolge „vom Obduzenten“ die Wortfolge „von der Obduzentin oder“ 
eingefügt; weiters wird im letzten Satz die Wortfolge „Dem Totenbeschauer“ durch die Wortfolge „Der 
Totenbeschauerin oder dem Totenbeschauer“ ersetzt. 

23. In § 14 wird das Wort „gerichtliche“ durch die Wortfolge „von der Staatsanwaltschaft anzuordnende“ 
ersetzt. 

24. In § 16 Abs. 3 wird jeweils vor der Wortfolge „des Verstorbenen“ die Wortfolge „der oder“ eingefügt; 
weiters wird im ersten Satz das Wort „seiner“ durch das Wort „der“ ersetzt. 

25. Nach § 16 wird folgender § 16a eingefügt: 

„§ 16a 

Bestimmungen über Thanatopraxie 

(1) Unter Thanatopraxie ist die Aufbereitung einer Leiche zum Zweck der pietätvollen Abschied-
nahme zu verstehen, insbesondere die Verzögerung der Autolyse (Verwesung) und die rekonstruktiven 
Arbeiten zB an Unfalltoten sowie die Wiederherstellung der optisch-ästhetischen Erscheinung von Ver-
storbenen. Die Würde und Pietät der Verstorbenen ist zu wahren. 

(2) Eine thanatopraktische Behandlung darf nur von gewerberechtlich befähigten Personen in geeig-
neten Räumen durchgeführt werden. 

(3) Eine thanatopraktische Behandlung bedarf keiner behördlichen Bewilligung. Sie darf jedoch erst 
nach erfolgter Totenbeschau und nur dann vorgenommen werden, wenn eine diesbezügliche Willens-
erklärung der oder des Verstorbenen oder das Einverständnis der nahen Angehörigen (§ 12 Abs. 3) vor-
liegt. Zur Auftragserteilung zur thanatopraktischen Behandlung sind lediglich die nahen Angehörigen der 
oder des Verstorbenen berechtigt. Die Durchführung einer thanatopraktischen Behandlung ist am Toten-
beschaubefund zu vermerken. 
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(4) Die Überführung einer Leiche zum Zweck der Durchführung einer thanatopraktischen Behand-
lung ist weder anzeige- noch bewilligungspflichtig. Der Transport einer Leiche zum Zweck der Durch-
führung einer thanatopraktischen Behandlung darf in einem Sanitätssarg erfolgen. 

(5) Wenn während der thanatopraktischen Behandlung Feststellungen gemacht werden, die eine von 
der Staatsanwaltschaft anzuordnende oder sanitätspolizeiliche Obduktion geboten erscheinen lassen, ist 
die thanatopraktische Behandlung zu unterbrechen und die zuständige Behörde unverzüglich auf dem 
kürzesten Weg zu verständigen.“ 

26. § 17 lautet: 

„§ 17 

Aufbewahrung der Leiche 

Nach durchgeführter Totenbeschau ist die Leiche in eine Leichenhalle (Aufbahrungshalle) zu über-
führen. Im Sterbehaus oder überhaupt außerhalb der Leichenhalle (Aufbahrungshalle) darf eine Leiche 
nur mit Zustimmung der Bürgermeisterin oder des Bürgermeisters aufgebahrt werden, wobei vor Ertei-
lung der Zustimmung die Totenbeschauerin oder der Totenbeschauer zu hören ist. Die Zustimmung ist zu 
versagen, wenn sanitätspolizeiliche Bedenken gegen eine solche Aufbahrung bestehen.“ 

27. In § 18 wird vor dem ersten Satz Folgendes eingefügt: 

„Jede Leiche ist in einen eigenen Sarg zu legen. Die Leiche eines tot- oder neugeborenen Kindes darf in 
den Sarg seiner Mutter gelegt werden.“ 

28. § 19 Abs. 1 lautet:  

„(1) Jede Leiche muss bestattet werden, und zwar in der Regel nach Ablauf von 36 Stunden und vor 
Ablauf von 72 Stunden nach dem Eintritt des Todes; falls für die Leiche Kühlmöglichkeiten verfügbar 
sind, dann kann diese Frist auf maximal 120 Stunden, gerechnet ab der Freigabe der Leiche durch die 
Totenbeschauerin oder den Totenbeschauer, verlängert werden. Ausnahmen von der Regel sind gegeben, 
wenn Leichen von der Staatsanwaltschaft bzw. von der Bezirksverwaltungsbehörde in den Fällen des § 7 
Abs. 1 und 2 oder im Zuge behördlich angeordneter Obduktionen so spät zur Bestattung freigegeben 
werden, dass die Überschreitung der angeführten Frist unvermeidlich ist. Weitere Ausnahmen können 
von der Bürgermeisterin oder vom Bürgermeister des Ortes, an dem die oder der Verstorbene bestattet 
werden soll, nach Anhörung der zuständigen Amtsärztin oder des zuständigen Amtsarztes aus gewichti-
gen Gründen bewilligt werden, wenn sanitätspolizeiliche Bedenken nicht bestehen. Von einer solchen 
Bewilligung hat die Bürgermeisterin oder der Bürgermeister, ausgenommen in den Freistädten Eisenstadt 
und Rust, die Bezirkshauptmannschaft unverzüglich zu verständigen.“ 

29. In § 19 Abs. 2 wird vor der Wortfolge „des Verstorbenen“ die Wortfolge „der oder“ eingefügt. 

30. § 19 Abs. 3 lautet: 

„(3) Sind keine nahen Angehörigen vorhanden, so sind diejenigen Personen, mit denen die oder der 
Verstorbene vor ihrem oder seinem Tod im gemeinsamen Haushalt gelebt hat, zur Obsorge verpflichtet.“ 

31. In § 20 Abs. 2 wird im ersten und im zweiten Satz jeweils vor der Wortfolge „des Verstorbenen“ die 
Wortfolge „der oder“ eingefügt; weiters wird im zweiten Satz vor der Wortfolge „sein Wille“ die Wortfol-
ge „ihr oder“ eingefügt; im dritten Satz wird vor der Wortfolge „der Bürgermeister“ die Wortfolge „die 
Bürgermeisterin oder“ eingefügt. 

32. In § 20 Abs. 4 wird vor der Wortfolge „den Totenbeschauer“ die Wortfolge „die Totenbeschauerin 
oder“ eingefügt. 

33. § 20 Abs. 6 lautet: 

„(6) Bestattungspflicht (§ 19 Abs. 1) besteht ferner für Totgeburten im Sinne des § 8 des Hebam-
mengesetzes, BGBl. Nr. 310/1994, in der Fassung des Gesetzes BGBl. I Nr. 102/2008, sowie für Leichen-
teile und abgetrennte menschliche Körperteile, die nicht im Rahmen einer ärztlichen Ordination oder 
eines Krankenanstaltenbetriebs in hygienisch einwandfreier Weise beseitigt werden können. Im letzteren 
Fall ist zur Obsorge für die Bestattung und zur Kostentragung hiefür die behandelnde Ärztin oder der 
behandelnde Arzt oder der Träger der Krankenanstalt verpflichtet. Soweit die Kostentragungspflicht nicht 
die Ärztin oder den Arzt oder die Krankenanstalt trifft, gilt auch hier subsidiär die Bestattungspflicht der 
Gemeinde (§ 19 Abs. 4). Fehlgeburten können auf Wunsch der Eltern bestattet werden.“ 
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34. Dem § 20 wird folgender Abs. 7 angefügt: 

„(7) Tot- und Fehlgeburten können im Rahmen einer Sammelbestattung beigesetzt werden.“ 

35. In § 22 Abs. 2 wird im dritten Satz die Wortfolge „Der Bürgermeister“ durch die Wortfolge „Die Bür-
germeisterin oder der Bürgermeister“ ersetzt und wird vor der Wortfolge „des zuständigen Amtsarztes“ 
die Wortfolge „der zuständigen Amtsärztin oder“ eingefügt; weiters wird im vierten Satz vor der Wortfol-
ge „der Bürgermeister“ die Wortfolge „die Bürgermeisterin oder“ eingefügt. 

36. Dem § 22 werden folgende Abs. 3 und 4 angefügt: 

„(3) Das Feuerbestattungsunternehmen kann aus Sicherheitsgründen die Entfernung medizinischer 
Implantate aus Leichen veranlassen. Die Entfernung darf von Ärztinnen oder Ärzten, die zur selbständi-
gen Berufsausübung berechtigt sind oder von Ärztinnen oder Ärzten in einer Krankenanstalt durchgeführt 
werden. Die zur Durchführung der thanatopraktischen Behandlung Berechtigten dürfen entsprechend 
ihrer gewerberechtlichen Befähigung in geeigneten Räumen die Entfernung durchführen. Die Entnahme 
ist im Totenbeschaubefund zu vermerken. 

(4) Über Einäscherungen ist vom Feuerbestattungsunternehmen ein Einäscherungsverzeichnis, das 
über die Identität der eingeäscherten Personen Auskunft gibt, zu führen.“ 

37. § 23 Abs. 1 lautet: 

„(1) Die Aschenreste einer eingeäscherten Leiche sind in einem dauerhaft luft- und wasserdichten 
Behältnis (Urne) zu verwahren, falls die Bestattung der Urne in einer Urnennische, in einem Urnenhain 
oder in einem Urnenschacht innerhalb eines Erdgrabes erfolgt. Falls die Bestattung der Urne direkt im 
Erdreich erfolgt, sind die Aschenreste einer eingeäscherten Leiche in einem den sanitätspolizeilichen 
Erfordernissen entsprechenden, biologisch abbaubaren Behältnis (Urne) zu verwahren. Die Urne ist so zu 
kennzeichnen, dass jederzeit festgestellt werden kann, von welcher Leiche die Aschenreste stammen und 
ist mit der Nummer des Einäscherungsverzeichnisses zu versehen. Das Vermischen der Aschenreste meh-
rerer eingeäscherter Leichen ist verboten. Dieses Verbot gilt nicht bei einer Sammelbestattung nach § 20 
Abs. 7 sowie für die Leichenasche eines tot- oder neugeborenen Kindes mit der Leichenasche seiner Mutter.“ 

38. In § 23 Abs. 3 wird vor der Wortfolge „des Bürgermeisters“ die Wortfolge „der Bürgermeisterin oder“ 
eingefügt; weiters wird nach dem zweiten Satz folgender Satz angefügt: 

„Ausdrücklich untersagt wird die Beisetzung der Aschenreste einer eingeäscherten Leiche in burgen-
ländischen Gewässern sowie die offene Aschenverstreuung.“ 

39. In § 23 Abs. 4 wird vor der Wortfolge „der Bürgermeister“ die Wortfolge „die Bürgermeisterin oder“ 
eingefügt; im letzten Satz ist das Wort „demjenigen“ zu ersetzen durch die Wortfolge „der oder des“; 
weiters ist im letzten Satz nach dem Beistrich vor dem Wort „dem“ die Wortfolge „der oder“ einzufügen. 

40. Dem § 24 Abs. 1 wird folgender Satz angefügt: 

„Falls eine für ein Gemeindegebiet zur Verfügung stehende Bestattungsanlage außerhalb des Landes-
gebiets liegt, ist für die Überführung einer Leiche einer Gemeindebürgerin oder eines Gemeindebürgers 
in diese Bestattungsanlage keine Bewilligung erforderlich.“ 

41. Dem § 25 Abs. 1 lit. a wird folgender Satz angefügt: 

„Bei thanatopraktisch behandelten Leichen muss der Sarg nicht ausgeblecht und auch nicht luftdicht 
verlötet sein, wohl aber verkittet und verschraubt.“ 

42. In § 25 Abs. 1 lit. b wird beim zweiten Satz der Punkt durch einen Beistrich ersetzt und folgender 
Halbsatz angefügt: 

„falls die Leiche nicht thanatopraktisch behandelt worden ist.“ 

43. § 25 Abs. 1 lit. b dritter Satz lautet: 

„Falls der Leichentransport nicht mit einem Leichentransportauto oder Leichentransportwagen erfolgt, 
muss dieser Sarg in einer Holzkiste eingeschlossen werden.“ 

44. § 25 Abs. 2 lautet: 

„(2) Zur Überführung von Leichen dürfen nur Fahrzeuge verwendet werden, die den durch Verord-
nung der Landesregierung aus sanitätspolizeilichen Gründen und zur Wahrung der Pietät und Würde 
näher festzulegenden Anforderungen entsprechen.“ 



Landesgesetzblatt Nr. 71/2010 225

45. In § 27 Abs. 2 wird vor der Wortfolge „einem Beauftragten“ die Wortfolge „einer Beauftragten oder“ 
eingefügt. 

46. § 31 Abs. 1 lautet: 

„(1) Bestattungsanlagen, das sind Friedhöfe, Feuerbestattungsanlagen, Urnenhallen und Urnenhaine, 
können von einer Gemeinde, einer gesetzlich anerkannten Kirche oder Religionsgesellschaft sowie von 
einer statutengemäß hiezu berufenen juristischen Person errichtet und erhalten werden.“ 

47. In § 31 Abs. 2 wird nach der Wortfolge „Kirche oder Religionsgesellschaft“ die Wortfolge „oder 
durch eine statutengemäß hiezu berufene juristische Person“ eingefügt. 

48. In § 32 Abs. 8 wird die Wortfolge „des Eisenbahnenteignungsgesetzes, BGBl. Nr. 71/1954, zuletzt 
geändert durch das Bundesgesetz BGBl. Nr. 297/1995“ durch die Wortfolge „des Eisenbahn-Enteig-
nungsentschädigungsgesetzes, BGBl. Nr. 71/1954, zuletzt geändert durch das Gesetz BGBl. I Nr. 112/2003“ 
ersetzt. 

49. In § 33 Abs. 1 wird nach der Wortfolge „Kirche oder Religionsgesellschaft“ die Wortfolge „sowie 
einer statutengemäß hiezu berufenen juristischen Person“ angefügt. 

50. In § 33 Abs. 5 lit. g wird vor der Wortfolge „Friedhofsbesucher“ die Wortfolge „Friedhofsbe-
sucherinnen und“ eingefügt. 

51. In § 34 Abs. 2 wird im zweiten Satz nach der Wortfolge „Kirchen oder Religionsgesellschaften“ die 
Wortfolge „sowie statutengemäß hiezu berufene juristische Personen“ angefügt. 

52. In § 34 erhält der bisherige Abs. 4 die Absatzbezeichnung „(5)“; folgender Abs. 4 (neu) wird eingefügt: 

„(4) Falls alle in der Leichenhalle (Aufbahrungshalle) einer Gemeinde vorhandenen Kühlplätze be-
legt sind, dann kann die Überführung bzw. die Rücküberführung einer Leiche in die Leichenhalle (Auf-
bahrungshalle) der nächstgelegenen Gemeinde, die über freie Kühlplätze verfügt, zum Zweck der kurz-
zeitigen Aufbewahrung erfolgen. Die Absprache erfolgt zwischen den betroffenen Gemeinden, die da-
durch anfallenden Mehrkosten sind von der Gemeinde, deren Kühlplätze belegt sind, zu tragen. Die Über-
führung bzw. Rücküberführung der Leiche ist anzeigepflichtig (§ 24 Abs. 6).“ 

53. In § 35 Abs. 2 wird vor der Wortfolge „der bisherige Benützungsberechtigte“ die Wortfolge „die oder“ 
eingefügt. 

54. § 37 lautet: 

„§ 37 

Übertragung von Benützungsrechten 

(1) Die Übertragung von Benützungsrechten unter Lebenden ist nur mit Zustimmung der Bürgermeis-
terin oder des Bürgermeisters zulässig, wobei diese gleichzeitig das Benützungsrecht an die rechtsnach-
folgende Person verleihen. Die Zustimmung ist zu erteilen, wenn die rechtsnachfolgende Person die ord-
nungsgemäße Instandhaltung der Grabstelle gewährleistet und das Benützungsrecht für eine im Sprengel 
des Gemeindefriedhofs wohnhafte Person in Anspruch genommen wird. Eine Übertragung ohne Zustim-
mung hat keine rechtliche Wirkung. 

(2) Im Falle des Todes der benützungsberechtigten Person sind die Erbinnen und Erben Nachfolger im 
Benützungsrecht. Sind mehrere rechtsnachfolgende Personen vorhanden, so haben sie eine gemeinsame 
Bevollmächtigte oder einen gemeinsamen Bevollmächtigten zur Ausübung des Benützungsrechts zu 
bestellen. Die Rechtsnachfolge ist nachzuweisen. Bis zu diesem Nachweis ist Vertreterin oder Vertreter 
der rechtsnachfolgenden Person im Benützungsrecht die älteste bekannte nächste verwandte oder versch-
wägerte Person der verstorbenen benützungsberechtigten Person.“ 

55. § 38 Abs. 3 lautet: 

„(3) Sofern das Benützungsrecht der bisher benützungsberechtigten Person nicht erneuert wird, kön-
nen die Grabstellen einer neuen berechtigten Person nach dem Erlöschen gemäß Abs. 1 lit. a bis c unter 
Einhaltung der in § 39 Abs. 1 und 2 genannten Frist verliehen werden. Der bisher benützungsberechtigten 
Person steht hiebei kein Anspruch auf Schadenersatz zu.“ 

56. In § 39 Abs. 1 wird die Wortfolge „der bisher Benützungsberechtigte“ durch die Wortfolge „die bisher 
benützungsberechtigte Person“ ersetzt. 
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57. In § 39 Abs. 2 wird die Wortfolge „durch den bisherigen Benützungsberechtigten“ durch die Wortfol-
ge „durch die bisherige benützungsberechtigte Person“ ersetzt; die Wortfolge „an einen neuen Benüt-
zungsberechtigten“ wird durch die Wortfolge „an eine neue benützungsberechtigte Person“ ersetzt; im 
zweiten Satz wird die Wortfolge „des bisherigen Benützungsberechtigten“ durch die Wortfolge „der bishe-
rigen benützungsberechtigten Person“ ersetzt; weiters wird im dritten Satz die Wortfolge „vom bisherigen 
Benützungsberechtigten“ durch die Wortfolge „von der bisherigen benützungsberechtigten Person“ ersetzt. 

58. § 40 Abs. 2 lautet: 

„(2) Die jährlichen Friedhofsgebühren dürfen in ihrer Gesamtheit das doppelte Jahreserfordernis für 
die Erhaltung und den Betrieb der Gemeindefriedhöfe sowie für die Verzinsung und Tilgung der Errich-
tungskosten nicht übersteigen.“ 

59. In § 45 entfällt im letzten Satz der Klammerausdruck „(§ 34 Abs. 3 letzter Satz)“. 

60. § 46 Abs. 3 lautet: 

„(3) Zur Entrichtung der Grabstellen(Erneuerungs-)gebühr ist die Person verpflichtet, deren Ansuchen 
um Verleihung (Erneuerung) des Benützungsrechts an einer Grabstelle bewilligt wird; zur Entrichtung 
der übrigen Gebühren ist die Person verpflichtet, der das Benützungsrecht an der Grabstelle, in der die 
Leiche bestattet oder die Urne beigesetzt wird oder ist, zukommt. Wenn jedoch diese Person selbst bestat-
tet wird, dann ist jene Person zur Entrichtung der Gebühren verpflichtet, die nach § 19 Abs. 2 für die 
Bestattung Sorge zu tragen hat.“ 

61. In § 48 Abs. 4 wird vor der Wortfolge „dem Täter“ die Wortfolge „der Täterin oder“ eingefügt. 

62. § 50 Abs. 2 lautet: 

„(2) Wenn in Orten, in denen nur eine nicht im öffentlichen Dienst stehende Ärztin oder ein nicht im 
öffentlichen Dienst stehender Arzt ansässig ist, diese oder dieser nach den bisher geltenden Bestimmun-
gen als Totenbeschauerin oder Totenbeschauer bestellt wurde, gilt sie oder er als im Sinne des § 2 dieses 
Gesetzes bestellt.“ 

63. Die Überschrift zu § 52 lautet: 

„Inkrafttreten“ 

64. Der bisherige Text des § 52 erhält die Absatzbezeichnung „(1)“; folgender Abs. 2 wird angefügt: 

„(2) Die Änderungen des § 1 Abs. 1, §§ 2, 3 Abs. 1 und 3, §§ 4, 5 Abs. 1 und 3, § 6 Abs. 1 und 2, § 7 
Abs. 1, 2 und 3, § 8 Abs. 1, 3 und 4, §§ 9, 12 Abs. 2, 3 und 4, § 13 Abs. 2, §§ 14, 16 Abs. 3, §§ 17, 18, 19 
Abs. 1, 2 und 3, § 20 Abs. 2, 4 und 6, § 22 Abs. 2, § 23 Abs. 1, 3 und 4, § 24 Abs. 1, § 25 Abs. 1 und 2, 
§ 27 Abs. 2, § 31 Abs. 1 und 2, § 32 Abs. 8, § 33 Abs. 1 und 5, § 34 Abs. 2, 4 und 5, § 35 Abs. 2, § 37 
Abs. 1 und 2, § 38 Abs. 3, § 39 Abs. 1 und 2, § 40 Abs. 2, §§ 45, 46 Abs. 3, § 48 Abs. 4, § 50 Abs. 2, 
§ 52 und die Einfügung von §§ 16a, 20 Abs. 7 und § 22 Abs. 3 und 4 in der Fassung des Gesetzes LGBl. 
Nr. 71/2010 treten mit dem auf die Kundmachung folgenden Tag in Kraft.“ 

 Der Präsident des Landtages:  Der Landeshauptmann: 
 Steier Nießl 
 
 
 
 

72. Verordnung der Burgenländischen Landesregierung vom 9. November 2010, mit der 
Teile der KG Großhöflein zum „Geschützten Lebensraum Weißes Kreuz“ erklärt werden 

Auf Grund § 22a des Burgenländischen Naturschutz- und Landschaftspflegegesetzes - NG 1990, 
LGBl. Nr. 27/1991, zuletzt geändert durch das Gesetz LGBl. Nr. 24/2009, wird verordnet: 

§ 1 

Schutzgebietsgrenzen 

(1) Das Grundstück Nr. 5317 der KG Großhöflein wird zum „Geschützten Lebensraum Weißes 
Kreuz“ erklärt. 
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(2) Die Grenzen des „Geschützten Lebensraumes Weißes Kreuz“ verlaufen entsprechend der Dar-
stellung der Anlage zu dieser Verordnung. Die Kundmachung erfolgt  gemäß § 7 Abs. 2. 

§ 2 

Schutzgegenstand und Schutzzweck 

Diese Verordnung dient dem Schutz des Trockenrasengebietes im Bereich des „Geschützten Lebens-
raumes Weißes Kreuz“ in der KG Großhöflein. 

§ 3 

Sicherung des Schutzgebietes 

(1) In dem in § 1 bezeichneten Gebiet ist nach Maßgabe der §§ 4, 5 und 6 jeder menschliche Ein-
griff, der dem Schutzzweck des § 2 widerspricht, verboten. 

(2) Insbesondere ist es verboten: 
 1. den natürlichen Zustand der unter Schutz gestellten Flächen zu verändern, Aufforstungen sowie 

Grabungen jeglicher Art vorzunehmen, Bodenbestandteile abzubauen, Abfälle zwischenzulagern 
oder abzulagern oder die natürliche Bodenbeschaffenheit auf andere Weise zu ändern oder 

 2. Grasflächen, Feldhecken und Raine abzubrennen oder 
 3. Bauvorhaben aller Art sowie Zäune und oberirdische Drahtleitungen zu errichten, oder 
 4. Tafeln, Inschriften oder dergleichen anzubringen, sofern es sich nicht um solche der Naturschutz-

behörde handelt, oder 
 5. wild wachsende Pflanzen der geschützten Arten zu beschädigen, auszureißen oder auszugraben 

sowie Teile davon zu pflücken, abzuschneiden oder abzureißen oder 
 6. frei lebenden Tieren nachzustellen, sie zu beunruhigen, zu ihrem Fang geeignete Vorrichtungen 

anzubringen, sie zu fangen, zu verletzen oder zu töten, Larven, Puppen, Eier oder Nester und 
sonstige Brut- oder Wohnstätten solcher Tiere aufzusuchen, zu entfernen oder zu beschädigen, 
dies jedoch unbeschadet der auf Grund des Pflanzenschutzgesetzes angeordneten Abwehrmaß-
nahmen gegen Schädlinge oder 

 7. standortfremde Tiere oder Pflanzen auszusetzen oder 
 8. störenden Lärm zu erregen oder 
 9. zu reiten. 

§ 4 

Bewilligungen 

Im Einzelfall können Eingriffe in den „Geschützten Lebensraum Weißes Kreuz“ bewilligt werden, 
wenn der Eingriff für wissenschaftliche Zwecke oder für die Ausbildung an wissenschaftlichen Institutio-
nen erforderlich ist. 

§ 5 

Befahren und Betreten 

(1) Das Befahren des Schutzgebietes ist Grundeigentümerinnen oder Grundeigentümern und Bewirt-
schafterinnen oder Bewirtschaftern angrenzender Grundstücke gestattet. Die Zulässigkeit der Benutzung 
des Weges, der durch den „Geschützten Lebensraum Weißes Kreuz“ führt, wird durch diese Verordnung 
nicht berührt. 

(2) Das Betreten des Schutzgebietes ist nur auf markierten Wegen gestattet (Wegegebot). Die Mar-
kierung von Wegen ist von der Landesregierung im Einvernehmen mit der Grundeigentümerin oder dem 
Grundeigentümer vorzunehmen. Ausgenommen vom Wegegebot sind Grundeigentümerinnen oder Grund-
eigentümer und Bewirtschafterinnen oder Bewirtschafter angrenzender Grundstücke. 

§ 6 

Sonderbestimmungen 

(1) Von den Verboten und Einschränkungen der §§ 3 und 5 sind ausgenommen: 
 1. Maßnahmen zur Erhaltung oder Verbesserung des Schutzzweckes, insbesondere Pflege- und 

Erhaltungsmaßnahmen wie zB Entbuschung oder Beweidung der Trockenrasen, 
 2. die notwendige Instandhaltung und Wartung behördlich genehmigter Anlagen und 
 3. die rechtmäßige Ausübung der Jagd. 
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(2) Die in Abs. 1 Z  1 und 2 angeführten Maßnahmen sind der Landesregierung spätestens zwei Wo-
chen vor deren Durchführung zu melden, sofern sie nicht von der Naturschutzbehörde veranlasst werden. 
Die Landesregierung kann die Durchführung der Maßnahme innerhalb einer Frist von zwei Wochen ab 
Meldung untersagen oder Bedingungen und Auflagen vorschreiben, wenn mit einer Maßnahme eine 
nachhaltige Beeinträchtigung des Schutzzweckes verbunden ist, oder nicht ausgeschlossen werden kann. 

§ 7 

Inkrafttreten 

(1) Diese Verordnung tritt mit dem der Verlautbarung folgenden Monatsersten in Kraft. 

(2) Die Kundmachung der Anlage (Übersichtsplan) gemäß § 1 Abs. 2 erfolgt gemäß § 6 des Bgld. 
Verlautbarungsgesetzes 1990 und ist für die Dauer der Wirksamkeit der Verordnung bei der Gemeinde 
gemäß § 1 Abs. 1, bei der Bezirkshauptmannschaft Eisenstadt-Umgebung sowie bei der für die Vollzie-
hung des NG 1990 zuständigen Abteilung des Amtes der Burgenländischen Landesregierung während der 
Amtsstunden zur öffentlichen Einsicht aufzulegen. Ohne Auswirkungen auf die Kundmachung ist sie 
auch im Internet unter http://e-government.bgld.gv.at/landesrecht abrufbar. 

Für die Landesregierung: 
Ing. Falb-Meixner 
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